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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - Fz - Wi - Wo

zu Punkt ..... der 811. Sitzung des Bundesrates am 27. Mai 2005

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie
77/388/EWG hinsichtlich bestimmter Maßnahmen zur Vereinfachung
der Erhebung der Mehrwertsteuer, zur Unterstützung der Bekämpfung
der Steuerhinterziehung und -umgehung und zur Aufhebung be-
stimmter Entscheidungen über die Genehmigung von Ausnahme-
regelungen
KOM(2005) 89 endg.; Ratsdok. 7426/05

A

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union und

der Finanzausschuss

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt
Stellung zu nehmen:

1. Der Kommissionsvorschlag wird grundsätzlich begrüßt. In der Sechsten EG-
Richtlinie selbst verankerte Ausnahmeregelungen entfalten nach Auffassung
des Bundesrates eine weitaus größere Rechtssicherheit als die bisherigen
Einzelgenehmigungen und können wegen ihrer Breitenwirkung auch in den
jeweils anderen Mitgliedstaaten zum Tragen kommen.

Die vorgeschlagenen Ergänzungen der Sechsten EG-Richtlinie können von den
Mitgliedstaaten überwiegend fakultativ übernommen werden. Insoweit sind für
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das Umsatzsteuergesetz mit diesem Vorschlag keine zwingenden Änderungen
verbunden. Allerdings können die bisherigen Regelungen zu §§ 2 Abs. 2
Nr. 2, 1 Abs. 1a und 10 Abs. 5 UStG in bisheriger Form nicht mehr angewandt
werden. Eine Fortführung dieser Regelungen hält der Bundesrat für uner-
lässlich.

Die Bundesregierung wird daher gebeten, sich bei den Beratungen auf Rats-
ebene mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass folgende Regelungen unverändert
im Umsatzsteuergesetz fortgeführt werden können:

- umsatzsteuerliche Organschaft (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG);

- Geschäftsveräußerung im Ganzen (§ 1 Abs. 1a UStG);

- Bemessungsgrundlage (Mindestbemessungsgrundlage) für Leistungen an
"nahestehende" Personen (§ 10 Abs. 5 UStG).

B

2. Der Wirtschaftsausschuss und

der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raumordnung

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-
nis zu nehmen.


